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»££klärung der Bundesregierung 

JVeisstabilität, 
Wirtschaftswachstum und 
Beschäftigung 
^gegeben von Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl 
0rdem Deutschen Bundestag 

b 

De?JeskanzIer Dr- Helmut Kohl gab in der 164. Sitzung des 
Wi„       n Bundesta8es am 16- Oktober 1985 zu Preisstabilität, 
der j^chaftswachstum und Beschäftigung folgende Erklärung 

Bundesregierung ab: 
p      Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Heraf af

bi,ität> Wirtschaftswachstum und Beschäftigung sind zentrale 
aber 

Ust°rderungen der deutschen Politik. Diese Fragen betreffen uns alle, 
UnSe" e'ner ganz besonderen Weise ganz unmittelbar die breiten Schichten 
UhrJ1",,   volkerung, vor allem Arbeitnehmer und Rentner, 
$ ,     el'enbewerber und Arbeitsuchende. 
^er p^ ^eit längerer Zeit wissen wir, daß die Bundesrepublik Deutschland bei 
^     eisstabilität eine internationale Spitzenstellung erreicht hat. 
Ujst ° Unbestritten ist, daß aus einem Rückgang der gesamtwirtschaftlichen 
^nde"8 '• Jahre 1982' beim Amtsant"tt der von mir geführten 
^h v

Sre§'erung> inzwischen Wachstumsraten geworden sind, mit denen wir 
V(ier?n ^er OECD zur Spitzengruppe der westlichen Länder gerechnet 

^'e Wer)^ocnen' meine Damen und Herren, wissen wir darüber hinaus, daß 
S°ndern k an der Beschäftigungsfront n'cht erst zu Beginn dieses Jahres, n bereits Mitte 1984, also 21 Monate nach Amtsantritt dieser 
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Bundesregierung, eingetreten ist. Gleichzeitig ist der erreichte Zuwachs an 
Arbeitsplätzen vom Statistischen Bundesamt deutlich nach oben korrigiert 
worden. 
Diese neue Lage bei Beschäftigung und Arbeitsplätzen gibt Anlaß, die 
wirtschaftspolitische Gesamtsituation heute — gerade in dieser Woche — *n 

den Mittelpunkt der Diskussion des Deutschen Bundestages zu stellen. 
Ich will zu Beginn dieser Aussprache das betonen, was, wie ich denke, allen 
gemeinsam ist, Bundesregierung und Bundestagsfraktionen, Gewerkschaft^11 

und Arbeitgebern: unsere gemeinsame Sorge um Arbeitsplätze, unser 
gemeinsames Ziel, Arbeitslosigkeit zu bekämpfen. 
Wir stimmen darin überein, daß Beschäftigung und Arbeitsplätze auf der 
Tagesordnung der deutschen Politik unverändert ganz oben stehen. Diese 
Gemeinsamkeit in der Zielsetzung ist wichtig, auch wenn ich natürlich weiß . 
— der heutige Tag wird viele Beweise dafür erbringen —, daß wir hinsieht!' 
der Wege zur Lösung dieses Problems sehr unterschiedlicher Meinung sind- 

Die jüngsten gemeinsamen Gespräche zwischen Vertretern der m 
Bundesregierung, den Gewerkschaften und Arbeitgebern haben aber geze'2' 
daß — bei allem Trennenden — einvernehmliche Schritte zur Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit zumindest in Teilbereichen sehr wohl möglich sind. Ic"' - 
nenne als Beispiel die beträchtlichen zusätzlichen Anstrengungen zur bess? 
beruflichen Qualifikation von Arbeitsplatzsuchenden. 

Ich darf daher die Gelegenheit wahrnehmen, alle Seiten innerhalb und      , 
außerhalb des Hauses von dieser Stelle aus aufzufordern, die legitimen un 
notwendigen Auseinandersetzungen um diese Frage auf das Wie, auf die 
Überlegung, wie wir die Lage verbessern können, zu konzentrieren. 
Niemand, meine Damen und Herren, sollte der anderen Seite in diesem     -t 
Zusammenhang den guten Willen absprechen und damit die Gemeinsam*   j, 
in dem, was wir erreichen wollen, gefährden. Ich füge allerdings — auch n 
den Erfahrungen der letzten Tage — ebenso klar hinzu: Die schwierigen 
Probleme, um deren Lösung wir gemeinsam ringen und, wenn es sein mu'» 
auch streiten, lassen sich nicht mit Propaganda, mit Agitation, mit 
Klassenkampfparolen und bestellten Kundgebungen lösen. 
Manche Formulierung und mancher Ton in den letzten Tagen lassen die 
Frage aufkommen, ob dies alles überhaupt das Ziel hat, sich um 
Beschäftigungsprobleme zu kümmern, oder ob es nicht vielmehr um 
Propaganda und Herabsetzung der Arbeit der Bundesregierung geht. Wn 
machen uns diesen Propagandastil nicht zu eigen. 
Wir werden die Dinge mit aller gebotenen Deutlichkeit dort, wo das 
notwendig ist, beim Namen nennen. Wir werden niemanden aus seiner 
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nati?I!-WL
ortung entlassen-Ich fuSe gleich hinzu: Verantwortung heißt 

unich Verantwortung der Politik und immer auch der Regierung. 
y^antwortung heißt in einer Gesellschaft mit Tarifautonomie aber auch 

i Tarff
ntWortun8 von Unternehmen, von Arbeitgebern und Arbeitnehmern- 

' bei ,aut
x
onomie muß sich nämlich nicht allein in Schönwetterperioden und 

bean    VerteiIun8 von Wohltaten bewähren. Wer Tarifautonomie 
VervPurCht ~ Und ich bin ein überzeugter Anhänger der Idee und der 
Mitv ung VOn Tarifauton°mie —, muß auch bereit sein, 
Öeschr-rntWOrtUng zu übernehmen, auch und gerade, wenn es um 
^   nattigung und um die Bekämpfung von Arbeitslosigkeit geht. 

^näokWir auf diesem Feld vorankommen wollen, ist das Wichtigste, daß wir 
«uist einmal die Tatsachen zur Kenntnis nehmen. Dje 

Jet» v1C-   lgste Ursache für die heutige Massenarbeitslosigkeit liegt darin — 
^illin      e lch wörtlich —. »daß die Zahl der Arbeitsplätze von 26 7 
Arbeit

n,en gefallen ist auf 25,4 Millionen ... und gleichzeitig die 
^    '«losigkeit von praktisch 0 auf 1,8 Millionen gestiegen ist". 

^de v  l mÜßte Ihnen in der SPD bestens vertraut sein. Es stammt aus der 
^ralft;      Helmut Schmidt — es war sozusagen seine Abschiedsrede in der 

*tlQn - am 22. Juni 1982. 

J"11 wir heute nach Lösungen für die Arbeitsmarktprobleme suchen, muß 
denn      ng die Frage nacn den Ursacnen stehen, das heißt die Frage, wie es 
sonn mog,ich war» daß nach den 13 Jahren Ihrer Regierung keine Zunahme, 
fest    " Per Sa,d° SOgar ein erneb,'cher Abbau von Arbeitsplätzen 
InduU*St-ellen WaF' Und daS' ODWonI gleichzeitig in anderen großen 
AIIJU •Ienationen genau das Gegenteil erreicht wurde, nämlich eine starke 
Leitung der Beschäftigung. 

| ^ "1 dazu nur zwei Hinweise geben: 
!'aubrie,nen war es ein fundamentaler Irrtum der früheren Regierung zu 
achen A"!!

1
 .Nacn8iebigkeit in Sachen Inflation könne etwas Positives in     . 

|        Arbeitslosigkeit bewirkt werden. 

A 
ese Pnrn(?eren ~ das hängt mit dem eben Gesagten zusammen — wurde 

ri s§ahp       V0" der VorsteHung beherrscht, daß eine expansive staatliche 
rr Staat"      tk auf Dauer zusätz,iche Arbeitsplätze schaffen könne, daß also 

üern k""1 wesentllchen selbst die Beschäftigungsentwicklung positiv 

,a8 b^danrechnung für diese FehIsteuerung von Wirtschaft und Arbeitsmarkt 
Miiija"] Reg|erungswechsel am 1. Oktober 1982 auf dem Tisch: 50 

«rden DM für sogenannte Beschäftigungsprogramme aller Art hatten 
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die Arbeitslosigkeit nicht verringert, sondern statt dessen auf über 2 
Millionen emporschnellen lassen. 

Und vor allem: Die finanziellen Handlungsspielräume zur Lösung eben 
dieser Probleme waren gleichzeitig auf Null zurückgeführt worden. 
Schlimmer noch als diese Momentaufnahme vom Herbst 1982 waren jedoch 
die damaligen Perspektiven und die Prognosen seriöser Fachleute. Das 
Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung in Berlin — den Kollegen von o 
SPD durch die Persönlichkeit seines Leiters bestens vertraut — hat im 
Oktober 1982 festgestellt — ich zitiere—: 
Die Lage am Arbeitsmarkt hat sich dramatisch verschlechtert. Der Rückgang 
der Beschäftigung hat sich verstärkt, der Anstieg der Arbeitslosigkeit ist stew 
geworden. 
Eine vernichtende Analyse Ihrer Politik! 
Aber für den Arbeitnehmer in der Bundesrepublik hieß das doch in jenen 
Tagen ganz konkret: weiterer Abbau von Arbeitsplätzen und dazu noch 
sinkende Reallöhne. u 
Die Vertreter der heutigen Opposition haben dieses Zukunftsbild auch no 
besonders düster ausgemalt, indem sie öffentlich den Anstieg der 
Arbeitslosenzahlen auf über 3 Millionen für möglich erklärt haben. 

Wer heute, 1985, von Massenarbeitslosigkeit und den Wegen zu ihrer 
Überwindung spricht, der kann und darf redlicherweise an dieser „ 
Ausgangslage nicht vorbeigehen. Er muß versuchen, aus diesen Erfahrung 
zu lernen und für heute die Schlußfolgerungen zu ziehen. 

Die Schlußfolgerungen, die diese Bundesregierung, die auch ich aus diese 
Erfahrungen gezogen habe, will ich hier kurz zusammenfassen: 
Erstens. Wir haben die Politik des ziellosen Geldausgebens beendet und 
Staatsfinanzen wieder auf eine solide Grundlage gestellt. „ 
(Beifall bei der CDU/CSUund der FDP — Lachen bei der SPD — Zurufi 
den GRÜNEN) 
— Ja, meine Damen und Herren, ich weiß, daß Sie dazu lachen. Was He 
Vogel und Herr Rau in diesen Tagen erklärt haben, zeigt ja, daß Soziaiis 
mit dem Geld der Bürger nicht umgehen können. y 
Die Begriffe „solide Finanzpolitik" und „sozialdemokratische Finanzp0 '  fl 
gehen — jedenfalls heute — nicht zusammen. Das erkennt jeder; Sie k° 
es überall nachlesen. 
Das Ergebnis unserer Politik lautet jedenfalls: Unser Staat ist wieder      .^ 
handlungsfähig geworden. Er kann wichtige Impulse sowohl für die Be 
der Wirtschaft als auch für den Arbeitsmarkt und die Sozialpolitik gebe 
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Reitens: Wir haben der wirtschaftlichen Talfahrt Einhalt geboten, wir haben 
•e überwunden. Wir haben eine stabile Aufwärtsentwicklung in Gang 

pbracht. Anders ausgedrückt: Seit 1982, als die gesamtwirtschaftliche 
j-eistung real um 14 Milliarden DM schrumpfte, verzeichnen wir in der 
ÖMdeSrepub!ik Deutsch,and ein Wachstum von insgesamt 100 Milliarden 

as heißt, wie jedermann unschwer erkennen kann, es gibt wieder eine 
ealistische Perspektive für mehr Arbeitsplätze und damit für wachsende 

öeschäftigung. 

tfttens1: Wir haben die Inflation, die Geldentwertung und den 
aufkraftverlust durch ein hohes Maß an Preisstabilität ersetzt. Die 
aufkraft der privaten Haushalte geht nicht mehr zurück, sondern sie nimmt 

w»eder zu. 
Das, meine Damen und Herren, ist eine sozialpolitische Tat ersten Ranges, 
die breiten Schichten unserer Bevölkerung zugute kommt. 

füei|teilS: W'r na^en ^en notwendigen Strukturwandel durch gezielte Hilfen 
§ ^Unternehmen und Arbeitnehmer erleichtert. Das heißt — bei allen 
^ Gierigkeiten, die ich sehe und die ich nicht verschweige —, auch in 
p r,senbranchen und strukturschwachen Regionen gibt es jetzt eine 
^spektive für wirtschaftliche Erholung. 

^nftens: Wir haben die internationale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
d"^nehmen gestärkt. Für Arbeitnehmer bedeutet das: Die Arbeitsplätze in 
Sjn Bundesrepublik Deutschland, einer der großen Exportnationen der Welt, 

a heute wieder sicherer geworden. 

AbivStens: Wir haben die Investitionsschwäche, das heißt den faktischen 
Au    U Von Arbeitsplätzen, überwunden und in diesem Jahr 
j^j srüstungsinvestitionen in einer Rekordhöhe von nicht weniger als 150 
Arh • FC*en DM möglich gemacht. Das heißt, es gibt auch in diesem für den 
V0]^,tsmarkt mittel- und langfristig entscheidenden Teil unserer 

ikswirtschaft eine klare Perspektive für die Zukunft. 
/*,e'ne Damen und Herren, man kann dies alles auf einen sehr kurzen Nenner 
fingen: Wir haben den ökonomischen Schutt, den wir im Oktober 1982 
«•"gefunden haben, beiseite geräumt und die Schaffung neuer Arbeitsplätze 

,     °erhaupt erst wieder möglich gemacht. 

^aat11?Crer k'aren Entscheidung für eine Politik zur Gesundung der 
frof t•    anzen» ^'e mcnt zu a"en Zeiten — Sie haben davon bei Wahlen 
h   •tiert — dem Bürger sofort eingängig war, haben wir 
| ^lrtschaftliches Wachstum in Gang gebracht, 

Preisstabilität in hohem Maße erreicht, 
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• niedrige Zinsen ermöglicht und 
• eine Welle von Investitionen ausgelöst. 
Dies alles bedeutet vor allem eines: eine wachsende Zahl von Neueinstellungen 
und von neuen, sicheren Arbeitsplätzen. 
Vor diesem Hintergrund will ich einiges zum Thema „Arbeitsmarkt" sagen: 
Ausgehend von den jeweiligen Septemberzahlen ist festzustellen, daß die Za-1' 
der Arbeitslosen zwischen 1980 und 1982 um ziemlich genau 1 Million 
zugenommen hat. Im September 1983 lag sie noch einmal um 300000 höher, 
danach ist der rasante Anstieg der Vorjahre praktisch zum Stillstand 
gekommen. 
Was dieser Stopp des Anstiegs der Arbeitslosigkeit tatsächlich bedeutet, wird 
erst deutlich, wenn man die geburtenstarken Jahrgänge in Rechnung stellt, d»6 

in dieser Zeit zusätzlich auf den Arbeitsmarkt drängen. 
Allein für 1985, für dieses Jahr, rechnet das Institut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung in Nürnberg mit einer zusätzlichen Nachfrage vor allem 
junger Mitbürger nach Arbeitsplätzen in einer Größenordnung von knapp 
200000. 
Meine Damen und Herren, das bedeutet: Wir benötigen allein diese 200000 
zusätzlichen Arbeitsplätze, damit sich die Zahl der Arbeitslosen nicht aus      . 
demographischen Gründen weiter erhöht. Und genau dies haben wir erreicht- 

In diesem Jahr werden voraussichtlich zusätzliche Arbeitsplätze in eben 
dieser Größenordnung von knapp 200000 bereitgestellt. Erstmals seit vielen 
Jahren können wir damit das Angebot an Arbeit in gleichem Umfang 
steigern, wie die Nachfrage junger Menschen nach Arbeitsplätzen zunimmt« 

Dies ist ein ganz wichtiger Schritt nach vorn — ein Schritt, der in erster Lim6 

den jungen Bürgern auf dem Arbeitsmarkt zugute kommt und den wir vor 
allem deswegen zur Kenntnis nehmen sollten, weil das auch ein Schritt zu 
einer gesicherten Zukunft junger Leute ist. 
Es wäre ein Stück Beitrag zur Wahrheit, wenn auf den Kundgebungen dieser 
Woche dieser Sachverhalt, dieser Tatbestand einfach einmal nüchtern 
gewürdigt würde. 
Das eben Gesagte gilt im übrigen auch für den Abbau der Kurzarbeit. Das • 
ein Thema, das ebenfalls ganz bewußt von einem interessierten Teil der 
Öffentlichkeit verschwiegen wird. Waren es Anfang 1983 noch knapp 1,2 
Millionen Kurzarbeiter, so ist ihre Zahl bis heute auf rund 100000 
zurückgegangen. 

Dies bedeutet nicht mehr und nicht weniger, als daß Hunderttausende von 
Arbeitnehmern, die vor zwei Jahren noch den Verlust ihres Arbeitsplatzes 
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befürchten mußten, heute wieder davon ausgehen können, daß ihr 
Arbeitsplatz sicher geworden ist. 

eine Damen und Herren, noch etwas ist im Blick auf den Arbeitsmarkt von 
eaeutung: Die Jugendarbeitslosigkeit in der Bundesrepublik zeigt im 
ropäischen Vergleich von allen Ländern den niedrigsten Stand. Dies ist 

ab!"      alL Es läßt sich an der enormen Steigerung des Lehrstellenangebots 

nnerhalb der letzten zwei Jahre konnte die Gesamtzahl der Lehrstellen im 
"aien System um über 130000 gesteigert werden. 

sinT F"chs [Köln] [SPD]: 14 Prozent der jungen Menschen zwischen 20 und 25 lw« arbeitslos!) 

AkFntu.Kollegin'ich verstehe eigentlich ihren Zwischenruf überhaupt nicht! 
der    Klns Amt kam' fand ich im Blick auf die Vorbereitung der Einstellung 
VQr geburtenstarken Jahrgänge von ihrer Seite nichts, aber auch gar nichts 

S'e haben doch die ganze Lehrstellenaktion, die ich eingeleitet habe, 
^gentlich nur mit Häme und mit Mißtrauen verfolgt. Ihr Beitrag für die 
jukunftsvorsorge bestand doch im letzten Jahrzehnt im wesentlichen darin, 

aß Sie den Handwerksmeister bevormunden wollten, daß Sie Mißtrauen 
Sesät haben und daß Sie eine miserable Stimmung erzeugt haben! 

Wne Damen und Herren, auch in diesem Jahr ist nach den bis jetzt 
AUcuefenden Informationen damit zu rechnen, daß das Angebot an 
erw Dl,dungsplätzen noch einmal ausgeweitet wird. Rund 730000 zu 

artende Ausbildungsplätze bedeuten dabei einen neuen Lehrstellenrekord. 

*Wef r ehmen und Betriebe, Unternehmer und Betriebsräte — ich will nur 
jhre A,ruppen für vie,e nennen — haben damit im dritten Jahr hintereinander 
J3hr^nStrengungen zur Ausbildung und Eingliederung der geburtenstarken 
freie* cge beträchtncn verstärkt — und zwar ohne staatlichen Zwang, aus 
.     r Entscheidung des einzelnen. 

MitK1St e'ne ganz hervorragende Leistung im Interesse unserer jungen 
herz]Urger' die jetzt den ersten Schritt ins Berufsleben tun. Wir sollten allen 

lcn danken, die dabei mitgewirkt haben. 

n°ch '" uCn kommenden Wochen müssen wir uns darauf konzentrieren, die 
hegjn

nicht vermittelten Bewerber, die auch tatsächlich ein Lehrverhältnis 
hohe^eJ1.Wollen' unterzubringen. Im vergangenen Ausbildungsjahr ist dies in 
nQch      uße ge,ungen. Von den 58400 Jugendlichen, die zum Stichtag 1984 
'Vh-ui     vermittelt waren, fanden bis auf einen kleinen Rest alle eine 

Dudungsmöglichkeit. 
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Ich hoffe, daß alle — Unternehmen, Bund, Länder und Gemeinden — auch 
in diesem Jahr dazu das Ihre beitragen, um ein ähnlich gutes, wenn möglich 
sogar ein noch besseres Ergebnis zu erreichen. 
Diese Erfolge, meine Damen und Herren, in Sachen Ausbildung und 
Lehrstellen haben eine weitreichende Bedeutung: 
• Zum ersten für den ganz unmittelbar betroffenen Kreis junger Mitbürger: 
Sie erhalten eine qualifizierte Berufsausbildung und damit eine positive 
Zukunftsperspektive für ihr eigenes Leben. 
• Zum zweiten für die Sicherung unserer Wettbewerbsfähigkeit: In keinem 
anderen vergleichbaren Industrieland der Welt erhalten so viele junge Leute 
eine vergleichbar qualifizierte berufliche Ausbildung. 
• Mit dieser Stärkung unserer Wettbewerbsfähigkeit durch die Strategie 
einer umfassenden Qualifizierung erreichen wir zum dritten die Sicherung 
bestehender und die Schaffung neuer Arbeitsplätze. 
Berufliche Ausbildung, Qualifizierung und Arbeitsplätze gehören heute und 
noch mehr in Zukunft untrennbar zusammen. 

Trendwende an der Beschäftigungsfront 
Neben dem Abbau von Kurzarbeit und Jugendarbeitslosigkeit gibt es noch 
eine dritte entscheidende Veränderung: Es gibt heute eine klare Trendwende 
an der „Beschäftigungsfront". 
Diese Trendwende, meine Damen und Herren, hat um so größeres Gewicht, 
als sie den Schlußpunkt einer seit 1980 ununterbrochenen 
Abwärtsentwicklung darstellt. Demgegenüber lag der Zuwachs an 
Arbeitsplätzen im zweiten Quartal dieses Jahres bereits bei nicht weniger als 
160000. 

Dieser deutliche Aufwärtstrend an der Beschäftigungsfront gibt Anlaß zu 
Zuversicht und auch zur Ermutigung. Manche öffentlichen Äußerungen 
gerade in diesen Tagen vermitteln allerdings eher den Eindruck, als sei die« 
eine Entwicklung, für die man sich am Ende auch noch entschuldigen muss* 
Ich setze dagegen unsere Devise: Schaffung neuer Arbeitsplätze, so viele #» 
möglich und wo immer sich dazu eine Chance bietet. 

Wir erwarten, daß in allen Betrieben Betriebsleitungen und Betriebsräte 
prüfen, ob Überstunden abgebaut werden können, ob Neueinstellungen 
möglich sind. Wenn Unternehmensführungen und Arbeitnehmervertretung 
vor Ort sehr ernsthaft alle Reserven für neue Arbeitsplätze mobilisieren, da 

wird sich der neue Trend zu mehr Arbeitsplätzen noch ganz wesentlich 
verstärken. 
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£°ch etwas, meine Damen und Herren, ist wichtig: Die zweistelligen 
uwachsraten bei den Ausrüstungsinvestitionen in Maschinen und Anlagen 
"gen, daß die Investoren — das ist für alle Betrachtungen in diesem Bereich 

ntig ~~ die Zukunftschancen heute offensichtlich positiv beurteilen, 
^gleich deuten die Konjunkturindikatoren daraufhin, daß neben den 
j   porfen auch die Inlandsnachfrage an Schwung gewinnt, daß neben den 

vestitionen auch der private Verbrauch zunehmend kräftiger wird. 

as Func]ament der wirtschaftlichen Aufwärtsentwicklung bei uns wird also 
hl  u-Und damit stabiler- A,le neuen Wirtschaftsprognosen in das nächste 
I "r hinein gehen auch deshalb davon aus, daß sich das Wirtschaftswachstum 
Erok Bundesrepublik weiter verstärken wird. Das ist ein großartiges 

gebnis unserer Arbeit. 

gef
,ne Damen und Herren, diese Aufwärtsentwicklung ist nicht von selbst 

Stt. °lr
mmen- Notwendig ist auch weiterhin eine Politik, die den 

dies       wande! nicht behindert' sondern fördert und erleichtert. Für uns heißt 

stn t   treiben eine aktive Regionalpolitik, die Standortnachteile 
^kturschwacher Regionen ausgleicht und überwinden hilft. 

förd 1F scnaffen ein forschungs- und damit innovationsfreundliches Klima. So 
\V,- er" und unterstützen wir neue Ideen und neue Entwicklungen in 
Ab«k   • l Und Industrie — zum Beispiel auch durch wesentlich verbesserte 
^. chreibungsbedingungen. 

^rb Un d.les' w.eiI man nur mit einer so,cnen offensiven Strategie dauerhafte 
fcrr^

,tsPlätze sichern kann. Meine Damen und Herren, der gegenwärtige • 
8e\y,   Zeigt deutlich, daß wir auf den Weltmärkten wieder an Boden 
s'nd nnen und daß a11 diese Anstrengungen nicht ohne Wirkung geblieben 

'984lr-      e.n die Bedingungen für Existenzneugründungen verbessert. Für 
3°0oonrd die Zanl der Neugründungen gewerblicher Unternehmen auf rund 
Hint     Sescnätzt> rund 100000 mehr als zu Beginn der achtziger Jahre. 
Inno^r d»esen Zahlen steht eine deutliche Zunahme an Dynamik und 
entSch

at.1°n' stehen neue Impulse, die für eine moderne Industrienation, die 
neidend auf den Export ihrer Güter angewiesen ist, lebenswichtig sind. 

Alje-lr ha°en in der Tat den Umweltschutz erfolgreich in Gang gebracht. 
V°n Fa MCh die Großfeuerungsanlagen-Verordnung wird nach Schätzung 
^dzw en ein Investitionsvolumen von 20 Milliarden DM ausgelöst, 
Arbeit   T, zu8unsten sowohl der Umwelt als auch einer wachsenden Zahl von c,lsplätzen. 
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• Auch das umweltfreundliche Auto beginnt sich — entgegen Ihren 
Unkenrufen — am Markt durchzusetzen. So hat der Anteil der 
schadstoffarmen Personenkraftwagen an den Erstzulassungen im August 
weiter deutlich zugenommen. Die noch vor kurzen von manchen — übrigens 
auch aus der Automobilindustrie — an die Wand gemalte Kurzarbeit in 
diesem Industriebereich ist nach wenigen Monaten offensichtlich in 
Vergessenheit geraten. In diesem so wichtigen Wirtschaftszweig mit rund 
800000 Beschäftigten wird für 1985 jetzt statt dessen mit einem Rekordjahr i" 
der Geschichte der Bundesrepublik gerechnet. 
Und noch etwas, meine Damen und Herren: Wir unterstützen Unternehmen 
und Arbeitnehmer, die vom Strukturwandel ganz besonders betroffen sind. 
Aber wir tun dies nicht mit Dauersubventionen, sondern mit zeitlich 
begrenzten Hilfen für den Übergang in neue Märkte und neue Strukturen. 
Wir haben dabei, wie jeder erkennen kann, gute Ergebnisse erzielt: 
• Ich denke an den Bereich des Stahls. Stahlunternehmen schreiben heute 
— von einer Ausnahme abgesehen — wieder schwarze Zahlen. 
• Deutsche Werften halten einen guten Platz auf der Weltrangliste der 
Schiffbauaufträge. 
• Der Bergbau ist aus den Negativ-Schlagzeilen verschwunden. Mit der 
Einigung über die Fortschreibung des Hüttenvertrages ist hierzu in den 
letzten Tagen erneut ein wichtiger Beitrag geleistet worden. 
Herr Abgeordneter Vogel, ich denke, Sie kommen jetzt anschließend an die8 

Pult und bedanken sich bei der Bundesregierung, bei mir dafür, daß ich Wo 
gehalten habe. 
• In der Bauwirtschaft erleichtern wir die schwierige, aber notwendige 
Kapazitätsanpassung durch zusätzliche staatliche Bauinvestitionen. 
Insgesamt stehen für die Städtebauförderung in den nächsten beiden Jahre 
jetzt 4,6 Milliarden DM zur Verfügung. 
• Auch den Aufbau einer neuen Infrastruktur für moderne ig 
Kommunikationstechniken haben wir nach dem früheren Stillstand jetzt zu& 
in Gang gebracht. Mit neuen Technologien, wie Glasfaserkabel und 
Fernmeldesatelliten wird das Dienstleistungsangebot für Wirtschaft, 
Verwaltung und Verbraucher nachhaltig verbessert. 
Allein für 1986 belaufen sich die Investitionen der Post auf rund 18 
Milliarden DM. Die Zahl der durch diese Investitionen der Bundespost 
Beschäftigten hat sich seit 1983 um 25000 erhöht. 
Meine Damen und Herren, diese aktive Politik zur Förderung der 
Strukturanpassung und damit zur Sicherung der Arbeitsplätze ist wichtig- 
Aber wir haben nicht die Absicht, dabei stehenzubleiben; denn eine n 
umfassende Strukturverbesserung kann ihre volle Wirkung für Unternehm 
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JJnd Arbeitsplätze erst in einem Zeitraum, der sich über mehrere Jahre 
streckt, erreichen. 

^Jjt einer aktiven Arbeitsmarktpolitik gehen wir noch einen Schritt weiter. 
a 

lr schöpfen alle Möglichkeiten aus, um die Lage auf dem Arbeitsmarkt 
Uc" kurzfristig zu verbessern. Ich nenne folgende Punkte: 

bef •dem Bescnäftigungsförderungsgesetz — das heißt vor allem mit 
Jnsteten Arbeitsverträgen, mit besseren Bedingungen für Teilzeitarbeit und 

jtt vernünftigen Sozialplanregelungen — haben wir die Chancen für 
eueinstellungen ganz beträchtlich verbessert. 

?!J! ührigen, sehr verehrte, geschätzte Frau Kollegin, habe ich noch Ihre Rede 
Wi  h-   ema befristete Arbeitsverträge im Ohr. Ich habe auch noch im Ohr, 

e hier von anderen aus Ihrer Fraktion ein gewaltiges Feldgeschrei über 
pozialabbau" angehoben hatte. 

gel ^abe nun aI,erdmgs mit großem Interesse im „Hamburger Abendblatt" 
iahS6n' ^a^ 'n ^rer Heimatstadt Hamburg das Ihnen besonders 
j^hestehende gewerkschaftseigene Unternehmen co op ausdrücklich 

'tarbeiter für befristete Arbeitsverhältnisse sucht. 
jj^ir scheint, es ist bei der co op nicht anders als bei der Neuen Heimat: Die 
Tatsachen sprechen eine andere Sprache als die Reden, die Sie hier in diesem 
Zusammenhang halten. 

(!r haben die Zahl der Beschäftigten in Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen— 
haltende Unruhe bei der SPD) 

~y Ich weiß, daß Sie bei Nennung von Tatsachen immer unruhig werden. 
*ö*r Sie müssen sich daran gewöhnen, daß das ganze Jahr 1986 Tatsachen 
^ getragen werden. Sie müssen sich auch daran gewöhnen: Wenn Sie eine 

undgebungswoche ins Leben rufen, werden auch wir das tun. Sie haben 
Ute eine erste Ahnung von dem bekommen, was Sie dabei erwarten wird. 

knL   ,en die Zanl der Beschäftigten in Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen auf 
iiew P J0°0°0 gesteigert. Das ist, meine Damen und Herren, gegenüber 1982 
b

Cftr als das Dreifache. 
tye;t .?hl neuer Teilnehmer an beruflichen Bildungsmaßnahmen konnte auf 
ö    über 300 000 gesteigert werden. 

Milij   ^'e jüngsten Beschlüsse der Bundesregierung werden noch einmal 750 
arbe:°nen DM für die Qualifikation von Arbeitnehmern, vor allem von 
ergibt  0Sen Arbeitnehmern, zusätzlich bereitgestellt. Wie notwendig dies ist, 
&erur Slcn aus der Tatsache, daß über 1 Million Arbeitslose ohne qualifizierte 
gerat 

Sausbildung möglicherweise vor allem deshalb in Arbeitslosigkeit 
n sind, weil sie den Anforderungen des Berufs nicht mehr gewachsen 
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waren. Hier gibt es einen großen Nachholbedarf, den wir befriedigen müssen- 
Wir erlauben uns wenigstens die Frage, warum Sie vorher nicht mehr für 
Qualifikation gemacht haben. 
Mit der Vorruhestandsregelung können heute eine große Zahl älterer 
Arbeitnehmer ihren Arbeitsplatz für jüngere Kollegen freimachen. Gerade 
auch in der Bauwirtschaft bedeutet dies eine wichtige Hilfe bei der 
Strukturanpassung. 

Meine Damen und Herren, mit diesem Maßnahmenpaket sichert die 
Bundesregierung nicht nur die Beschäftigung derer, die bereits einen 
Arbeitsplatz besitzen, sondern wir nehmen auch die Interessen derer wahr, 
die noch draußen stehen, die unserer Sorge bedürfen und einen Arbeitsplan 
suchen. 
Solidarität mit den Arbeitsplatzsuchenden darf sich eben nicht nur auf Wo^ 
beschränken, sie muß praktische Konsequenzen haben. Die Erfolge dieser 
Politik sind unübersehbar. 
Für diese aktive Arbeitsmarktpolitik gibt die Bundesregierung jährlich mehr 
als 10 Milliarden DM aus, weit mehr als alle ihre Vorgänger. Gerade desha» 
darf aber nicht übersehen werden, daß das nur möglich war, weil wir 
gleichzeitig die Staatsfinanzen in Ordnung gebracht haben. 

Eine solide Haushaltspolitik ist auch Grundlage für jede vernünftige 
Wirtschafts-, Sozial- und Arbeitsmarktpolitik. 

Wie aktuell diese Feststellung ist, hat übrigens — wie ich finde: ungewöhn ' 
verdienstlicherweise — der nordrhein-westfälische Finanzminister Posser, 
Mann, der seine Erfahrungen gemacht hat, in Erinnerung gerufen. In einen 
Schreiben an seine Ministerkollegen im Kabinett Rau in Düsseldorf beklag 
er die Haushaltslage seines Bundeslandes Nordrhein-Westfalen mit sehr 
eindrucksvollen Worten: 
Es liegt auf der Hand, daß sich eine solche spezielle Verschuldungspolitik JiW 
wenige Jahre durchhalten läßt, weil die dramatisch rasch steigenden Zinslos 
den Haushalt sonst in Kürze geradezu erdrosseln würden, wie am .. 0< 
abschreckenden Beispiel anderer hochverschuldeter Länder (Brasilien, MeXi 
Polen, aber auch Bremen und das Saarland) zu studieren ist. 

Meine Damen und Herren, ich will jetzt nicht auf die Ländervergleiche 
eingehen. Wir müßten sonst eine Menge in der internationalen Politik        jCJi 
zurechtrücken. Das ist heute nicht mein Thema. Aber, Herr Kollege Vjge »g 
meine — ich habe hier keinen Rat zu geben —, Sie sollten angesichts dies 
Zitats von Herrn Posser und des heutigen Interviews von Herrn Rau, in ° 
er diese Politik noch einmal als seine Politik postuliert hat, die Frage 
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aufwerfen, ob nicht Herr Posser der solidere Kanzlerkandidat für die SPD 
Wäre. 

Geldausgeben allein, meine Damen und Herren, ist natürlich keine Politik 
zugunsten der Arbeitnehmer. Denn sie müssen es am Ende doch bezahlen. 
Nur wer für solide Staatsfinanzen, für günstige, kluge wirtschaftliche 
Rahmenbedingungen sorgt, der kann dann, wenn es darauf ankommt, die 
notwendigen Hilfen für den Arbeitsmarkt finanzieren und aktivieren. 

Mit dieser Finanzpolitik der Vernunft haben wir nicht nur die 
^rbeitsmarktpolitik ausgebaut und beträchtlich verstärkt. Wir haben auch 
neue Handlungsspielräume geschaffen, um die Hilfen für die Schwächeren in 
unserer Gesellschaft zu verbessern. 

j£h sage dies vor allem an Ihre Adresse, an die der Opposition, weil Sie in 
Ihrer Regierungszeit ganz anders verfahren haben. Nicht nur, daß Sie 
jährend Ihrer Regierungsverantwortung die Entwicklung der Renten mit 
JJem Zwanzigsten und Einundzwanzigsten Anpassungsgesetz empfindlich 
beschnitten haben. 

jemals wurden die Renten — neben einer sechsmonatigen Verschiebung der 
^"Passung — für drei Jahre von der allgemeinen Einkommensentwicklung 
abgekoppelt. Das war Ihr Werk. 

°enso ist der Beitrag der Rentner zur Krankenversicherung im Grundsatz 
Dereits vor dem Herbst 1982 beschlossen worden. 

Viel folgenschwerer war noch etwas anderes: Durch Ihre Unfähigkeit, 
Inflation wirksam zu bekämpfen, haben Sie praktisch die Einkommen breiter 
Schichten der Bevölkerung effektiv gekürzt. Sie haben damit die von Ihnen so 
pft zitierte Umverteilung von unten nach oben selbst und tatsächlich 
herbeigeführt. 

£er anhaltende Rückgang der Realeinkommen und die schleichende 
ntwertung der Sparguthaben treffen bekanntermaßen nicht die 

j rmögenden, nicht jene, die Geld ins Ausland bringen können, und andere 
b rartige Gruppen, sondern die vielen Bezieher kleiner Einkommen, die 

entner, die breiten Schichten der Bevölkerung. 
re verfehlte Politik hat in erster Linie breite Arbeitnehmerschichten und die 

typ ^ Schwachen m der Gesellschaft getroffen. Aus dieser Verantwortung 
erden wir Sie nicht entlassen. 

In Ihrer Regierungszeit, meine Damen und Herren von der SPD, ist die Zahl 
J^r Sozialhilfeempfänger von 1,5 Millionen auf 2,3 Millionen angestiegen. 
Us»s ist eine Zunahme um 800000. 
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Ich finde, auch für den Deutschen Gewerkschaftsbund sind das Zahlen, die in 
einer solchen Woche einmal erwähnt werden sollten, wie ich angesichts 
bestimmter Töne hier überhaupt einmal deutlich sagen möchte — ich habe 
mich zu diesem Thema bisher nie geäußert —: Auf Grund der Erfahrungen 
mit der Neuen Heimat sollten manche im DGB darüber nachdenken, wieweit 
Worte und Taten in der sozialen Wirklichkeit auseinanderklaffen können. 

Wir haben durch große Anstrengungen den verlorengegangenen 
finanzpolitischen Handlungsspielraum zurückgewonnen. Wir können und 
wollen ihn nutzen, gerade dort, wo Hilfe notwendig ist: 
• Wir haben das Kindergeld für arbeitslose Jugendliche wieder eingeführt, 
das von der SPD-geführten Bundesregierung gestrichen worden war. 

• Wir haben bereits zweimal die Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes für 
ältere Arbeitnehmer verlängert. Dafür wurde zuletzt noch einmal zusätzlich 
1,1 Milliarde DM bereitgestellt. 
• Wir erhöhen das Wohngeld um nicht weniger als 900 Millionen DM pro 
Jahr. Das ist eine Größenordnung, die es bisher nicht gegeben hat. 
• Zur Mitte dieses Jahres ist die Sozialhilfe um durchschnittlich 8 Prozent 
angehoben worden. 
• Im Rahmen der ersten Stufe der Steuerreform werden Familien mit 
Kindern ab Anfang nächsten Jahres um über 5 Milliarden DM entlastet. 

• Wir schaffen das Erziehungsgeld von 600 DM monatlich bei erweitertem 
Kündigungsschutz. 

• Wir haben die Renten wieder auf eine sichere Grundlage gestellt. Walter 
Quartier, ein führender Gewerkschaftsvertreter, hat es gerade in diesen Tage11 

noch einmal ausdrücklich bestätigt. 

Vor allem, meine Damen und Herren — ich muß es Ihnen noch einmal sage11 

—, bedeutet der beispiellose Rückgang der Preissteigerungsrate auf etwas 
mehr als 2 Prozent, daß Löhne und Einkommen breiter 
Bevölkerungsschichten nicht mehr an Kaufkraft verlieren, sondern wieder 
gewinnen, gerade auch in diesem Jahr wird das der Fall sein. 

1984 und 1985 erhöht sich die reale Kaufkraft der privaten Haushalte um 
insgesamt mehr als 20 Milliarden DM. 1986 vergrößert der erste Teil der 
Steuerreform den finanziellen Spielraum gerade derer, die über kleine 
Einkommen verfügen. 
Diese Kombination von steuerlicher Entlastung und Preisstabilität ist echte 
Sozialpolitik für alle in der Bundesrepublik Deutschland. 
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s,e verringert die Abhängigkeit des Bürgers von staatlichen Zuweisungen und 
verstärkt das selbsterworbene Einkommen, das heißt, das Einkommen aus 
^gener Leistung. Das ist immer auch ein Stück persönlicher Unabhängigkeit. 
Ules ist unsere Politik. Daran halten wir auch in Zukunft fest. 

Wir haben es geschafft 
Meine Damen und Herren, jetzt, im Herbst 1985 — Sie alle spüren das, ob Sie 
^zugeben wollen oder nicht —, stehen wir an der entscheidenden 
Wendemarke. Es ist deutlich spürbar: Wir haben es geschafft, meine Damen 
ünd Herren. 
J-*je Zunahme neuer, zusätzlicher Arbeitsplätze hat deutlich gemacht, daß wir 
Wieder mehr Dynamik auf diesem Feld haben. Wir haben erstmals die 
Möglichkeiten geschaffen, der stark steigenden Nachfrage junger Menschen 
ach Arbeit eine ebenso deutliche Zunahme an Arbeitsplätzen 

gegenüberzustellen. 
Das Allerwichtigste ist: Dem von Ihnen immer gepredigten Pessimismus ist 
keine Zukunft beschieden. Optimismus beherrscht die Szene. Das ist ein 
entscheidender Fortschritt im Verhältnis zu den letzten Jahren. 

^ den vor uns liegenden Monaten kommt es darauf an, diesen Trend zu mehr 
r°eitsplätzen und Beschäftigung weiter zu verstärken. Nur wenn wir dies 

öj-meinsam schaffen, haben wir eine dauerhafte Chance, das hohe Niveau der 
er mehr als ein Jahrzehnt hinweg entstandenen Arbeitslosigkeit spürbar zu 

vernngern. 
Dabei helfen Negativ-Kampagnen, die das Erreichte verschweigen, in Abrede 
gellen oder nur kritisieren, überhaupt nicht. Wer solches tut, verfolgt eigene 
Interessen auf dem Rücken der Arbeitslosen. Das muß man deutlich 
aussprechen. 

n    P'ädiere bei aller Härte, die in der politischen Auseinandersetzung 
^ ^endig ist, dennoch für ein Mehr an gemeinsamer Entschlossenheit für 
*\y     Arbeitsplätze und Beschäftigung. Die eingangs erwähnten Gespräche 
Wi 1?c?len Bundesregierung, Gewerkschaften und Arbeitgebern haben hierfür 
eifi  ^e Unc*' w'e 'c^ g'auDe, bei allem Trennenden auch durchaus 

0,gversprechende Chancen gezeigt. 

eh halte an dieser Politik fest. Ich habe die Absicht, noch im Dezember 
'eses Jahres, das heißt nach dem Vorliegen der wichtigsten Gutachten zur 

Wirtschaftsentwicklung im nächsten Jahr, erneut den Versuch zu machen, die 
erantwortlichen — das sind wiederum Gewerkschaften, Arbeitgeber und die 
ePräsentanten der Bundesregierung — zu einem Gespräch einzuladen und 

Usammenzubringen. 
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Dabei werden wir an Hand der konkreten Unterlagen und der dann 
entstandenen Situation zu prüfen haben, was im nächsten Jahr noch getan 
werden kann und getan werden muß, um zusätzliche Impulse für 
Arbeitsplätze und Beschäftigung zu geben, um möglichst kurzfristig alle 
Arbeitsplatzreserven im Interesse derer voll auszuschöpfen, die jetzt noch 
draußen vor den Toren stehen. 
Meine Damen und Herren, ich gehe dabei davon aus, daß sich letztlich — das 
ist ja auch eine große Tradition der deutschen Gewerkschaftsbewegung, 
gerade nach dem Zweiten Weltkrieg — niemand dieser Verantwortung 
entziehen wird. Ich bin jedenfalls entschlossen, meinen Beitrag zu leisten. 
Dabei lassen wir uns in der Bundesregierung — ich bin auch ganz sicher: 
ebenso in den die Regierung tragenden Koalitionsfraktionen — nicht von 
irgendwelchen Propagandafeldzügen ablenken. 

Wir werden unsere Pflicht tun, auch gegenüber den noch Arbeitslosen, auch 
und vor allem gegenüber der jungen Generation, die statt eines törichten 
Kulturpessimismus einen Anspruch darauf hat, mit einem vernünftigen 
Optimismus und einem Stück Zukunftsvision ihr Leben gestalten zu können- 
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